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Interpellation Fraktion FDP/GLP: Sicherheit der Bevölkerung im Zusammenhang mit
der geplanten Separation renitenter Asylsuchender im BAZ Deitingen

Die geplante Unterbringung renitenter Asylsuchender im Bundesasylzentrum Deitingen führt
in der Standortgemeinde und der Region zu erheblicher Verunsicherung. Der Begriff „reni-
tent“ bezeichnet Personen, die den Betrieb erheblich stören oder die Sicherheit gefährden
können. Entsprechend stehen Fragen der öffentlichen Sicherheit im Zentrum.

Gleichzeitig bestehen wesentliche Unklarheiten hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung, ins-
besondere bezüglich der Anzahl betroffener Personen, der vorgesehenen Sicherheitsmassnah-
men sowie der Auswirkungen auf die kantonalen Sicherheitsorgane. Gerade in diesem sensib-
len Bereich ist Transparenz zentral, um Vertrauen zu schaffen.

Zudem wird aus der Standortgemeinde kritisiert, dass sie in die Planung ungenügend einbe-
zogen worden sei. Eine fehlende Mitwirkung bei sicherheitsrelevanten Fragen kann das Ver-
trauen in staatliche Institutionen beeinträchtigen.

Vor diesem Hintergrund ist auch von Interesse, in welcher Form der Kanton seine Interessen
gegenüber dem Bund eingebracht hat und weiterhin einbringt. Der Kanton steht in der Ver-
antwortung, die Sicherheit der Bevölkerung zu gewährleisten und die Anliegen der Standort-
gemeinde wirksam zu vertreten.

Der Regierungsrat ist daher aufgerufen, zeitnah darzulegen, wie die Sicherheit konkret ge-
währleistet wird, welche Auswirkungen auf die kantonalen Ressourcen zu erwarten sind, wie
die Standortgemeinde einbezogen wird und wie der Kanton seine Einflussmöglichkeiten
nutzt. Eine rasche Klärung ist notwendig, um Transparenz zu schaffen und die bestehenden
Unsicherheiten zu beseitigen.

Die Bevölkerung in Deitingen und der Region ist also durch die geplante Unterbringung reni-
tenter Asylsuchender im Bundesasylzentrum verunsichert. Neben Fragen der öffentlichen Si-
cherheit wird insbesondere kritisiert, dass sich die Standortgemeinde und die Bevölkerung un-
genügend einbezogen fühlen. Eine rasche und klare Klärung ist notwendig. Der Regierungs-
rat wird daher um die Beantwortung folgender Fragen ersucht:

1. Mit wie vielen Plätzen für renitente Asylsuchende ist im BAZ Deitingen konkret zu rech-
nen (Maximalbelegung)?

2. Welche konkreten zusätzlichen Sicherheitsmassnahmen werden vor Ort umgesetzt (insbe-
sondere personelle Präsenz, Überwachung und Polizeieinsätze)?

3. Welche zusätzlichen Belastungen ergeben sich für die Kantonspolizei, und wie wird si-
chergestellt, dass diese bewältigt werden können?

4. Wie viele sicherheitsrelevante Vorfälle wurden in den letzten drei Jahren im Bundesasyl-
zentrum Deitingen registriert?

5. Welche konkreten Massnahmen sind vorgesehen, um die Sicherheit der Bevölkerung aus-
serhalb des Zentrums jederzeit zu gewährleisten?

6. In welcher Form wurde die Standortgemeinde Deitingen in die Planung einbezogen, und
wie wird sichergestellt, dass ihre Anliegen künftig verbindlich berücksichtigt werden?



7. Hat sich der Regierungsrat gegenüber dem Bund gegen die geplante Umsetzung in
Deitingen ausgesprochen oder entsprechende Vorbehalte angemeldet? Falls ja: in welcher
Form und mit welchem Ergebnis? Falls nein: weshalb nicht?

8. Welche konkreten Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, um in der laufenden Umset-
zungsphase auf die Ausgestaltung des Projekts Einfluss zu nehmen, und wird er diese ak-
tiv nutzen?

Begründung: Im Vorstosstext enthalten.
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